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Editorial

Ärzteprotest:  
Mehr als eine Frage des Honorars

Der Konjunktursommer hat den 
Kostenträgern vermehrte Bei-
tragseinnahmen in die Kassen 
gespült: 2,7 Milliarden Euro Plus 
allein im ersten Halbjahr. Insge-
samt belaufen sich mittlerweile 
die Überschüsse der Kassen und 

im Gesundheitsfond auf über 22 
Milliarden Euro. Das Paradoxe 
ist aber, dass das Geld nicht  für  
die Innovation einer verbesser-
ten Patientenversorgung einge-
setzt wird.

Was passiert eigentlich mit 
den Beitragsgeldern?

Kassen horten die Beiträge, 
sie häufen die Gelder der Versi-
cherten an und verkommen zu 

„Sparkassen“ anstatt in die Pa-
tientenversorgung zu investieren. 

Damit ist die ambulante me-
dizinische Versorgung in Pra-
xis und Klinik gefährdet. Der 
Honorarbeschluss des Erwei-
terten Bewertungsausschusses 
vom 30. August 2012  trägt der 
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Jubilare

gesellschaftlichen Entwicklung 
von Demografie und Morbidi-
tätslast nicht ausreichend Rech-
nung. Die Alterung der Gesell-
schaft verursacht einen rapide 
steigenden Bedarf an medizini-
scher und pflegerischer Versor-
gung auf dem Gebiet der Urolo-
gie bei sich gleichzeitig abzeich-
nendem Ärztemangel. Das „Gut-
achten“ der Krankenkassen und 
die damit verbundene Forde-
rung des GKV-Spitzenverban-
des zur Absenkung der Gesamt-
vergütung von insgesamt 2,2 Mil-
liarden Euro macht deutlich, dass 
es den Kassen nicht um die Ver-
besserung der ambulanten Pa-
tientenversorgung geht. 

Der BDU fordert einen Aus-
gleich der Versorgungsdefizite 
und eine ausreichende Finanzie-
rung. Eine Anpassung der Ver-
tragsarzthonorare ist überfällig! 
15 bis 30 Prozent unbezahlte Leis-
tungen, seit Jahren keinen Infla-
tionsausgleich, steigende Kosten 
und vermehrte Bürokratie verur-
sachen miserable Arbeitsbedin-
gungen und entziehen den Ver-
tragsarztpraxen die wirtschaftli-
che Grundlage. Das Geld muss 
endlich der Leistung folgen, an-
sonsten müssen wir die Leistun-
gen dem Geld anpassen. Andern-
falls sind nicht nur die Sicherstel-
lung im Kollektivvertrag gefähr-
det, sondern auch künftige neue 
Versorgungsformen.  

Im aktuellen Honorarstreit 
appellieren wir als BDU e.V. an 
die Selbstverwaltung, die überfäl-
ligen Finanzmittel für eine ambu-
lante, qualifizierte und wohnort-
nahe Versorgung in angemesse-
ner Höhe bereitzustellen und 
fordern das Bundesgesundheits-
ministerium auf, ggf. von sei-
ner Aufsichtspflicht und Richtli-
nienkompetenz Gebrauch zu ma-
chen.Wir können nicht hinneh-
men, dass Krankenkassen im-
mer mehr Versichertenbeiträge 
sparen statt diese in ausreichen-
dem Maße der Patientenversor-
gung zukommen zu lassen. 

Der Berufsverband der Deut-
schen Urologen e.V. ist Mitglied 
des Spitzenverbandes der Fach-
ärzte (SpiFa) und beteiligt sich 
seit Beginn am gemeinsamen 
Widerstand gegenüber den Kas-
sen, bei Bedarf auch an eskalie-
renden Protestmaßnahmen.

Eine Mitgliederumfrage im 
BDU unterstreicht die Protestbe-
reitschaft. Von unserem Haupt-
stadtbüro Berlin aus werden die 
Protestaktionen gesteuert. 

1800 Fragebögen wurden per 
E-Mail und Fax herausgeschickt, 
596 Beantwortungen per Fax ka-
men in den Rücklauf (33 Pro-
zent): Das ist nicht nur eine re-
präsentative Quote, sondern 
auch eine hohe Beteiligung, ähn-
lich wie in den anderen Berufs-
verbänden.

89,9 Prozent sprachen sich für 
Protestaktionen aus. 

75 Prozent sehen in der Kas-
sensprechstunde nach Vorschrift 
eine adäquate Antwort auf das 
Angebot der Krankenkassen. 
Praxisschließungen sind für 71,9 
Prozent ein Mittel der Wahl, 
wenn alle anderen Maßnahmen 
nicht greifen.

Regionale Protestveranstal-
tungen  werden deutlich mehr 
befürwortet (83,9 Prozent) als 
zentrale Veranstaltungen (52,6 
Prozent).

Kaum sind die Proteste der 
Ärzte allerdings angelaufen, wur-
den diese bundesweit  aufgrund 
von Verhandlungsangeboten und 
Nachbesserungen am 15. Septem-
ber 2012 ausgesetzt. Aufgescho-
ben ist nicht aufgehoben. Nur 
was ändert sich, wenn eine 2 oder 
3 vor dem Komma steht?

Wir sind angetreten sowohl 
für eine angemessene und ge-
rechte Honorierung als auch für 
eine verbesserte Patientenver-
sorgung, für innovative Struk-
turen und Versorgungsverträ-
ge zwecks Sicherung einer qua-
lifizierten, wohnortnahen Ver-
sorgung. Wenn nicht jetzt, wann 
dann?! Die Probleme sind unse-
ren Patienten bekannt. Wir ge-
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hen Hand in Hand für eine ver-
besserte Patientenversorgung, für 
den Ausgleich von Versorgungs-
defiziten! 

Ärzte mit KVen, Kammern, 
Verbänden, Patienten, Mitarbei-
tern protestieren für eine verbes-
serte Versorgung in Praxis und 
Klinik; für verbesserte Arbeitsbe-
dingungen, weniger Bürokratie.

Alle Proteste  ruhen zu las-
sen, ist das falsche Signal, denn 
es geht um mehr als um ein paar 
Prozente Honorarerhöhung. Die-
ser Ausgleich ist überfällig und 
unstrittig. 

Was heißt hier Moratorium, 
Friedenspflicht? Verpflichtet sind 
wir unseren Patienten für eine 
qualifizierte, wohnortnahe und 
flächendeckenden Versorgung.

Wir sind keine Gewerkschaft, 
sondern freiberuflich tätige Ärz-
te, Vertragsärzte. Wir befanden 
uns auch nicht in einer Urabstim-
mung und Warnstreiks, sondern 
in einer Mitgliederbefragung 
zwecks Protestes, mit dem Ziel, 
die Patientenversorgung künf-
tig auch noch leisten zu können! 
Hier haben wir einen klaren Auf-
trag. 

Diesem Arzt-Patientenver-
hältnis ist unser Engagement ge-
schuldet! Und das endet nicht, 
nur weil Kassen wieder Verhand-
lungsbereitschaft signalisieren. 
Das ist zwar gut so, aber das soll 
uns Ansporn sein, für und mit 
den Patienten unsere Aktionen 
fortzusetzen, damit bei den Ver-
handlungen auch langfristig et-
was herauskommt. Da nützt uns 
irgendeine Ziffer vor dem Kom-
ma wenig!

Gerade jetzt für eine verbes-
serte Patientenversorgung einzu-
treten, sich für innovative Ver-
sorgungsstrukturen einzusetzen, 
steht uns gut an, jetzt wo die Ho-
norarforderung der Ärzteschaft 
wieder in der Verhandlung steht.
Wir werden sehen, welche Er-
eignisse und Ergebnisse die Wo-
chen nach Redaktionsschluss 
mit sich gebracht haben.

Sicher ist, dass wir Vertrags-
ärzte uns für die Patienten einset-
zen  und nicht nur für mehr Ho-
norar kämpfen.

Neumünster, im September 2012
Axel Schroeder

Spitzenverband der Fachärzte 
wird wahrgenommen!
Scharmann: „Wenn die Kassen auf Krawall  
gebürstet sind, sind wir es auch“ 

Ein Spitzen-
verband der 
Fachärzte wird 
von der Poli-
tik viel stärker 
wahrgenom-
men als ein Be-
rufsverband, 

sagt Dr. Thomas Scharmann. Er 
ist Vorsitzender des Spitzenver-
bands Fachärzte Deutschland (Spi-
FA), der sich vor kurzem gegrün-
det hat. Wie der SpiFA entstan-
den ist und welche Ziele er ver-
folgt, darüber sprach der änd mit 
dem Augenarzt aus München. 

Der Spitzenverband Fachärzte 
Deutschland hat sich zwar erst 
vor kurzem offiziell gegründet, 
aber die Idee ist nicht neu. 2007 
hatten einige Facharztverbände 
schon einmal die Gründung eines 
solchen Verbandes in Angriff ge-
nommen, was damals aber an di-
vergierenden Interessen scheiterte. 
Was ist dieses Mal anders? 

Seit damals sind fünf Jahre ver-
gangen, in denen wir uns sozu-
sagen psychodynamisch zusam-
mengeschweißt haben. Was mit 
der Potsdamer Runde begon-

Vergütung 
Kassen und Ärzte streiten ums Honorar 

Arzthonorare um sieben Prozent 
kürzen. Mit dieser Forderung ge-
hen die gesetzlichen Kassen in die 
Schlussrunden der Vergütungs-
verhandlungen für 2013. Die Re-
aktionen aus der Ärzteschaft 
und Politik reichen von „unse-
riös“ bis „Realitätsverweigerung“. 

Wie viel dürfen Vertragsärzte in 
der ambulanten Versorgung im 
Durchschnitt pro Jahr verdie-
nen? Rund 115.000 Euro im Jahr 
lautet die Antwort des GKV-Spit-
zenverbandes. 

In diese Richtung soll sich die 
durchschnittliche Vergütung im 
Jahr 2013 entwickeln, ginge es 
nach den Vorstellungen der Kas-

sen. Derzeit können die 130.000 
niedergelassenen Ärzte laut Sta-
tistischem Bundesamt mit durch-
schnittlich rund 134.000 Euro im 
Jahr vor Steuern rechnen.

Massive Kritik kommt aus der 
FDP. „Das ist eine Attacke auf die 
Versorgungssicherheit in den Flä-
chenstaaten“, sagte der FDP-Ge-
sundheitsexperte Lars Linde-
mann der Nachrichtenagentur 

„dpa“. 
Eine derart pauschale Kür-

zung treffe auch die Ärzte, die in 
der Einkommensskala unten ste-
hen, sagte Lindemann. „Kinder-
ärzte, Augenärzte, Dermatologen 
und HNO-Ärzte können bereits 
heute von dem Honorar, das sie 

im gesetzlichen Bereich generie-
ren, kaum noch ihre Praxis mit 
akzeptablen Standards unterhal-
ten.“ 

Der Vorstoß der Kassen gren-
ze daher an Realitätsverweige-
rung. 

„Unverständlich“ und  
„unseriös“ 

„Unverständlich“, lautete der ers-
te Kommentar aus der Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV). „Ein rigider Sparkurs 
ist nicht nur verantwortungslos 
gegenüber den Patienten, son-
dern steht auch im Widerspruch 
zum Gesetz“, sagte KBV-Chef Dr. 
Andreas Köhler. 

Der Gesetzgeber schreibe 
vor, dass sich die Vergütung von 
Vertragsärzten und -psychothe-
rapeuten ab dem Jahr 2013 der 
Morbidität anpassen müsse. In 
Deutschland litten immer mehr 
Menschen an Alterskrankheiten, 
die immer teurere Behandlungen 
erforderten, sagte Köhler. 

Die Ärzte fordern, den Punkt-
wert auf 3,85 Cent anzuheben. 
Mindestens 3,5 Milliarden Euro 

als Ausgleich für gestiegene Be-
triebskosten und die Inflation soll 
dies in die Kassen spülen. 

Als „unseriös“ bezeichnete der 
Vorsitzende des Hartmannbun-
des, Dr. Klaus Reinhardt, das An-
liegen der Kassen. Fälschlicher-
weise stehe bei solchen Überle-
gungen immer die Kostenstruk-
tur im Vordergrund. 

Die Diskussion solle aber viel-
mehr auf die Sicherstellung der 
Versorgung und eine angemesse-
ne Vergütung ärztlicher Tätigkeit 
zielen, sagte Reinhardt. 

Der Spitzenverband Fachärz-
te Deutschlands erinnerte dar-
an, dass der Erweiterte Bewer-
tungsausschuss bereits 2003 den 
betriebswirtschaftlich kalkulier-
ten Punktwert auf 5,11 Cent fest-
gelegt habe. 

Der GKV-Spitzenverband 
stützt sich auf die Ergebnisse 
eines Gutachtens, das der Ver-
band bei der Schweizer For-
schungsgesellschaft Prognos in 
Auftrag gegeben hat . 

Von Anno Fricke 
Copyright © 1997-2012 by Ärzte Zei-
tung Verlags-GmbH 
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